
1 5/2/2002 − 628

Luxemburgist nur ein Teil
i meuropaweiten

Kralowetz−Puzzle, aber ein
wichtiges. Nachzwei

Jahrzehnten des Wilderns
braucht eseine geregelte

undkontrollierte Aufsichti m
Transportsektor.

Gut zwei Stunden dauerte am
vergangenen Dienstag eine von
Transport− und Wirtschaftsmini-
ster Grethen anberaumte Pres-
sekonferenz, anlässlich der es
Aufschluss über den Werdegang
der Affäre Kralowetz geben soll-
te. Am Ende seiner Ausführun-
gen gab sich der Minister ge-
schlagen: "Ich erkenne an den
Gesichternvieler der hier Anwe-
senden, dass meine Erklärungen
nicht überzeugenkonnten."
Tatsächlich hatte Grethen

zwar zu fast allen Details der
Vorkommnisse um die Firma
"United Cargo Lux GmbH" (so
nannte sich die von deminhaf-
tiertenGeschäftsführer Karl Kra-
lowetz geleitete Firma zuletzt)
etwaszusagen. Es gelangihmje-
doch nicht, klar zu machen, wie-
soaus politischenÜberlegungen
heraus nicht schon viel früher
interveniert wurde.
Mangel an Personal, Nachhol-

bedarf auf gesetzgeberischer
Ebene, fehlende Koordination
unter den Ministerien ... alle
Luxemburg−typischen Erklä-
rungsmodelle mussten herhal-
ten, um zu rechtfertigen, wes-
halb das Transportministerium
in seiner "course poursuite" i m-
mer nur hinter den schwarzen
Schafen her rennen konnte und
es ihm aber nie gelang, diese
einzuholen.
Und weil es einemRegierungs-

mitglied kaum abgenommen
werden kann, dass die Gesetze
des eigenen Landes unzuläng-
lich und vollkommen überholt
sind, musstendennauchdiefeh-
lendeneuropäischenRahmenbe-
dingungenherhalten, umdenna-
tionalen Missstandzurechtferti-
gen.
"Ichhattei mmereingesundes
Misstrauen gegenüber dieser
Firma", so Grethen, "aber mir
warendie Händegebunden." Der
Entzug der Betriebsgenehmi-
gung entfalle erstens nicht auf
sein Ministerium− hierfür sei das
von Fernand Boden geleitete
Mittelstandsministeriumzustän-
dig−, under könneauchnicht so
einfach durchgeführt werden.
Das derzeit geltende Niederlas-
sungsrecht sieht hier vor, dass

schwere und wieder-
holte Gesetzesver-
stoße vorliegen müs-
sten, bevor es zum
Entzug der "autorisa-
tion d'établissement"
kommt. Zwar ist eine
Gesetzesnovelle, die
die Zulassung im
Transportbereich

verschärfen soll, auf
dem Instanzenweg,
doch noch gilt die al-
te Regelung.
Auch die vom Mini-
steriumausgestellten
EU−Lizenzen können
nicht einbehalten
werden, nur weil eine
Transportfirma als
nicht mehr seriös ein-
geschätzt werde. Ein
gegen Kralowetz i m
August 1999 verhäng-
tes Urteil wegen
mehrfachen Ver-
stoßes gegen das Ar-
beitsrecht (das zu-
dem im Januar 2000
in zweiter Instanz
verschärft wurde) sei

seinem Ministerium zwar zuge-
führt worden, dochleider hatte
Kralowetz inzwischen seine Fir-
ma aufgelöst und eine neue ge-
gründet. Das Urteil sei unter
dem ursprünglichen Firmenna-
menabgelegt worden, sodass es
i m aktuellen UCL−Dossier keine
Belegegegebenhabe, die die Eh-
renhaftigkeit des Geschäftsfüh-
rers in Frage stellten. Grethen
hierzu: "Das mag einige amüsie-
ren, aber hier i mHause werden
die Akten unter den Firmenna-
men und nicht nach den Namen
der Geschäftsführer geführt...".

"Schmieres"für Lizenzen
Inzwischen sieht auch der li-

berale Minister Grethen ein,
dass die Libarlisierung im
Transportbereich wohl etwas zu
weit gegangen ist. Sogar der in-
ternationale Verband der
Transportunternehmer (IRU)
mahnt eine effizientere Anwen-
dung europäischer Regelungen
und eine Verschärfung der Zu-
gangsberechtigung zum
Transportgewerbe an. In einem
IRU−Kommunique ist die Rede
von "Cow−Boy−Transporteuren",
die den ehrlichen Unternehmen
durch Dumpingmethoden die
Märkte wegnehmen und außer-
dem eine Gefahr für die Ver-
kehrssicherheit darstellen.
Neben den unzulänglichen

Löhnen und den mini malen so-
zialen Leistungen, die den Fah-
rern aus den Drittländern zu-
stünden, sind es vor allem die
enormen Lenkzeiten und die
praktischinexistenten Ruhepau-
sen, die das Kralowetz−System
kennzeichneten.
Langsam aber sicher stellt

sich heraus, dass für die UCL
Luxemburg vor allem wegen ei-
nes Aspektes interessant war:
Dem Lande stehen überpropor-
tional vielesogennante CEMT−Li-
zenzen zu. Viele Luxemburger
Fuhrunternehmer seien gar
nicht daran interessiert, bis
nach Osteuropa zu fahren, so
Henri Grethen.
Daraus habe sichin den 80er

Jahren die Idee entwickelt, Un-
ternehmenaus anderenLändern
nach Luxemburg zu holen, um

hier aus demLizenzenpotential
zuschöpfen.
Seitdem Grethen i m Amt ist,

versucht er nach eigenem Be-
kunden diese Politik rückgängig
zu machen. "Wir können aber
nicht von heute auf morgen da-
mit aufhören, i mmerhin sind Be-
triebsniederlassungen entstan-
den und entsprechend viele Ar-
beitsplätze wurden geschaffen",
entschuldigte sich Grethen.
Aber i mmerhin: Kralowetz wur-
den nur wenige Tage vor seiner
Inhaftierung, die aufgrund eines
Rechtshilfeersuchens aus
Deutschlandgeschah, die CEMT−
Lizenzen entzogen. Kein Wun-
der, dass die ebenfalls ins Ge-
sprächgekommeneFirmaTrans-
danubia laut darüber nach-
denkt, den Standort Luxemburg
aufzugeben: Nur wegen des billi-
gen Benzins verirrt sich kein
Frachtunternehmen nach
Luxemburg.
Das mit dem mangelnden In-

teresse der ortsansässigenFuhr-
unternehmer klingt zwar plausi-
bel. Allerdings hat sich späte-
stens seit der Ausstrahlung ei-
ner RTL−Reportage über die Um-
triebedesfrüherenerstenRegie-
rungsratesi mTransportministe-
rium, Jean Morby, der Verdacht
auf Korruption erneut erhärtet.
SchonAnfangder90erJahrehat-
tensich Luxemburger Unterneh-
mer darüber beschwert, sie wür-
den bei der Linzenzvergabe oh-
ne ersichtlichen Grundleer aus-
gehen. Hat Kralowetz seine Li-
zenzen dank großzügigem
"Schmieres" bekommen?
Am heutigen Freitag soll der

Appellationsgerichtshof klären,
ob ein gegen Morby angestreb-
tes Verfahren definitiv ad acta
gelegt wird. Die Grünen haben
für diesenFall bereits die Einset-
zung eines Untersuchungsaus-
schusses beantragt. Grethen
hatte sich noch vor wenigen Ta-
gen gegen einen solchen Aus-
schuss ausgesprochen, daja die
Justizi mselbenFall ermittele.
Aber auch unabhängig vom

Fall Morby täte das Parlament
gut daran, die verwaltungstech-
nischen Unzulänglichkeiten, die
sichhieri mKralowetz−Verfahren
aufgetan haben, zu durchleuch-
ten. Auffallend sind neben der
mangelnden Koordination zwi-
schen hiesigen Ministerien, die
doch eher stümperhaften Versu-
che auf europäischer Ebene, Fir-
men wie jener von Kralowetz
das Handwerkzulegen. Eine Ab-
sprache zwischen den betroffe-
nen Ministerien in Österreich
und Luxemburg scheint es nicht
gegeben zu haben. Ob das frei-
lich etwas genutzt hätte, sei da-
hin gestellt. In Österreich wird
von Seiten der Oppositionspar-
teien ebenfalls ein Untersu-
chungsausschuss angemahnt:
Wegen allzu enger Verflechtun-
gen des Kralowetz−Imperiums
mit FPÖ−Kreisen. Der Bruder
desin Luxemburg inhaftierten
Karl Kralowetz ist Mitglied i m
"Ring Freiheitlicher Wirtschafts-
treibender".

Richard Graf

Parlamentsvizekommt ausdemTritt
Jean−Paul Rippi nger, li beraler Abgeordneter und Vize−
Präsident der Luxemburger Abgeordnetenkammer, tut
sich schwer mit der demokratischen Öffnung i n Rich-
tung Oppositi on, die sei ne eigene Partei sich auf die
Fahnen geschrieben hat. Als Novum wurden von der
99er CSV−DP−Koaliti on der Oppositi onspartei LSAP
zwei Parlamentsausschüssen übertragen. Weil die
parlamentarische Arbeit derzeit arg i ns Stocken gerät,
mahnte Ri ppi nger per Brief sei ne"chères amies, chers
amis" Vorsitzenden der diversen Parlamentskommis-
si onen an, etwas mehr Arbeitseifer zu entwickel n, da
sonst die Oppositi on demnächst leichtes Spiel hätte,
der CSV−DP−Mehrheit Untäti gkeit vorzuwerfen. Der
Schrieb gelangte korrekterweise(aber ungewollt) auch
i n die Hände der LSAP−Kommissionspräsidenten. Die
machen sichjetzt ei nen Spaß daraus die(Sel bst−)Kritik
des DP−Ei npeitschers zu veröffentlichen. Tatsächlich
liegen mehr Debattenanträge der Oppositi on vor als
spruchreife Gesetzesvorlagen der Majorität. Ri ppi nger,
der als Hauptstadtschöffe ebenfalls mit der Organisati-
on des "Tour de France"−Starts i n Luxemburg befasst
ist, schei nt schon fünf Monate vor dem ersten Start-
schuss der "grande boucle" die Pedale zu verlieren.

Traurige Zahlen
66 Menschen, darunter 51 Männer und 15 Frauen, ha-
beni mLaufe des Jahres 2000in Luxemburgi hremLe-
ben selbst ei n Ende gesetzt. Bei männlichen Jugendli-
chen zwischen 14und 24Jahren war der Suizi d gar die
zweithäufi gste Todesursache − diese Tatsache gilt für
den Zeitraum zwischen 1994 bis 1998. Die trauri gen
Zahlen veröffentlichte die Jugend− und Familienminis-
teri n Marie−Josée Jacobs vor wenigen Tagen auf die
parlamentarische Anfrage des Abgeordneten Xavier
Bettel (DP).
Auch wenn die Gesamtzahl der Selbsttötungen i m
Vergleich zu den Vorjahren 1998 und 1999 leicht
zurück gegangen ist − die Zahl lebensmüder junger
Frauen ist gestiegen.
I m Nachbarland Bel gien gehört der Suizi d offenbar
ebenfalls zu den Haupttodesursachen bei Jugendli-
chen. Anders als die belgischen Behörden, die mittler-
weile die Ei nführung von Präventi onsprogrammen dis-
kutieren, sieht Jacobs jedoch anschei nend kei nen
Handl ungsbedarf: Auf die Frage Bettels, wie das Minis-
teri um das Problem der Jugendsuizi de lösen könnte,
gi ng die Ministeri n überhaupt nicht ei n.

Anti−Globalisierungs−Terror
Ei n EU−Arbeitspapier enthüllt: Die EU will politischen
Aktivismus als terroristische Aktivität defi nieren und
durch I nformationsaustausch via Gehei mdienstnetz-
werk bekämpfen. Das betreffende Papier liegt der On-
li ne−Zeitschrift"Telepolis" vor undist dorti n voller Län-
ge veröffentlicht (www.heise. de/tp/). Die Mitgliedstaa-
ten hätten "ei ne graduelle Stei gerung der Gewalt und
der kri mi nellen Sachbeschädigung, ausgelöst von ra-
dikalen extremistischen Gruppen, bei verschiedenen
Treffen der EU erlebt, wodurch die Gesellschaft ei n-
deuti gterrorisiert wird", so der Wortlaut.
Deshalb möchte die spanische EU−Präsidentschaft
Standards für den Austausch von I nformati onen über
diese "terroristischen Vorfälle" ei nführen. Ziel ist es,
"das Entstehen solcher Situati onen bei zukünfti gen
Konferenzen der EU und anderer i nternati onaler Orga-
nisati onen vermeiden zu helfen" und "den gewalttäti-
gen, urbanen, jugendlichen Radikalismus strafrecht-
lich zu verfol gen". Die "Arbeitsgruppe Terrorismus", i n
der Experten der Strafverfol gungsbehörden und der
Gehei mdienste ausallen Mitgliedstaaten zusammenar-
beiten, beschäfti gt sich nun mit den spanischen Vor-
schlägen.
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